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Anlage 12 zur GRDrs 797/2015

Verlängerung eines Stellenvermerks
zum Stellenplan 2016

	Org.-Einheit
(aut. Stpl.),
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	BesGr.
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EG
	Funktionsbezeichnung
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Stellen
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bisher

neu
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jährl. kosten-
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Euro

	320.0202.115

32225223


	Amt für öffentliche Ordnung
	A 9 mD
	Sachbearbeiter/-in
	1,0
	KW
01/2016

KW

01/2018
	--


Begründung:
Die Stelle wurde zum Stellenplan 2012/2013 zur Behebung von Kontroll- und Ahndungsdefiziten, insbesondere im Brandschutz, in der Alkoholprävention, im Jugendschutz und bei der Durchsetzung der vom Gemeinderat beschlossen Sondernutzungs- und Gestaltungsrichtlinien bei der Gewerbe- und Gaststättenbehörde beantragt und beschlossen. Im letzten Stellenplanverfahren wurde der Stellenvermerk verlängert. Die erneute Verlängerung des Stellenvermerks ist notwendig, um gesetzlich vorgeschriebene Kontrollen von Gaststätten und anderen Gewerbebetrieben weiterhin durchführen zu können sowie die Einhaltung der gesetzlichen Bestimmungen und Anordnungen der Gaststättenbehörde durchzusetzen. 

Nach wie vor bestehen erhebliche Kontroll- und Ahndungsdefizite. Ein ausreichender Aufgabenvollzug kann nicht stattfinden. Dies wird von den Gewerbetreibenden erkannt und „ausgenutzt“. Dadurch nimmt der Handlungsdruck auf die Gaststättenbehörde zu. Die Erfahrung zeigt, dass sporadische Kontrollen zu keiner nachhaltigen Änderung der prekären Situation führen, zumal bisherige Maßnahmen fast ausschließlich nur in der Innenstadt stattfinden konnten. Ein weiterer Aufschub bei der Ausweitung von Überwachungsmaßnahmen mit Blick auf die Gefahr für die öffentliche Sicherheit und Ordnung ist nicht vertretbar. Der Umgehung der gesetzlichen Vorgaben und den damit verbundenen sozialen, gesellschaftlichen und wirtschaftlichen Folgen kann nur durch konsequente, nachhaltige behördliche Kontrollen begegnet werden. Die Überprüfung der Betriebe darf daher nicht nur anlassbezogen sein. Sie muss präventiv in einem systematischen, verkürzten Turnus durchgeführt werden, um gesetzliche Regelungen im Bereich des Brandschutzes, des Gaststättenrechts, der Gewerbeordnung, des Jugendschutzes, der Sicherheit und Leichtigkeit des Verkehrs, aber auch im Bereich der Straßenwirtschaften aus stadtgestalterischen Gründen durchzusetzen.
Ein weiteres Defizit zeigt sich seit Jahren in der Beratung der Gastronomen. Aufgrund der Aufgabenverdichtung in allen Bereichen wird insbesondere der wichtige Bereich der präventiven Maßnahmen hinten angestellt. Gerade hier können aber im Vorfeld oftmals Probleme erkannt, mit den Beteiligten besprochen und vermieden werden. Es fällt auf, dass gerade auf den Gebieten des Nichtraucherschutzes und des Jugendschutzes bei vielen Gastronomen erhebliche Wissensmängel vorhanden sind, da diese Bereiche eher nur am Rande gesehen werden. Es ist aber auch die Aufgabe einer verantwortungsvollen Gewerbe- und Gaststättenbehörde nicht nur repressiv tätig zu sein, sondern im Sinne der Gastronomen im Vorfeld als verlässlicher Ansprechpartner zu fungieren. Dieser Aufgabe kann derzeit fast gar nicht nachgekommen werden.
Ohne die Verlängerung des Stellenvermerks ist die bereits jetzt stark eingeschränkte Wahrnehmung von Pflichtaufgaben im Hinblick auf die dynamische Entwicklung in den genannten Bereichen nahezu gar nicht mehr möglich. Regelungen, deren Einhaltung nicht überwacht und deren Nichteinhaltung nicht sanktioniert werden, verlieren ihren Sinn und Zweck. Sollte dem anhaltenden Trend zur Missachtung von Rechtsvorschriften und verwaltungsrechtlichen Auflagen seitens der Gewerbetreibenden nicht durch Kontrollen Einhalt geboten werden, ist davon auszugehen, dass die Anzahl an Verstößen und in der Folge auch an Bürgerbeschwerden weiter zunimmt, was nicht nur dem Ansehen der Verwaltung, sondern auch der Wohn- und Lebensqualität der Anwohner schadet.
Die Haushaltsneutralität der Stelle ist im Stellenplanverfahren 2018/2019 zu prüfen.

